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Strafanzeige gegen Finanzsenator Nußbaum 
Der Verband Deutscher Grundstücksnutzer (VDGN), der Bund der Steuerzahler Berlin 
(BdSt) und der Berliner Wassertisch erstatten gemeinsam Strafanzeige gegen 
Finanzsenator Nußbaum wegen des Verdachts der Untreue beim überteuerten Rückkauf 
der Anteile von RWE und Veolia an den Berliner Wasserbetrieben (BWB). 

(Berlin, den 17. Jan. 2014) Dem Finanzsenator Herrn Dr. Nußbaum wird von den beteiligten 
Organisationen vorgeworfen, dass er die Vermögensgeschäfte, die zur Rekommunalisierung der 
BWB geführt haben, ohne Not vorschnell auf den Weg gebracht hat. Bei einem solchen 
Unternehmensverkauf wird der Kaufpreis nicht aus den Werten von Anlagen und Gebäuden 
berechnet, sondern als sogenannter „Ertragswert“ aus den Gewinnmargen des Unternehmens 
abgeleitet. Dieser Ertragswert sinkt, sobald das Ergebnis eines Gerichtsverfahrens eine sinkende 
Rendite für das Unternehmen zur Folge hat. 

Dazu sagt Rainer Heinrich, Wirtschaftsfachmann des Berliner Wassertischs: „Der Rückkaufpreis 
der Anteile von RWE und Veolia an den BWB entsprach nicht dem tatsächlichen Anteilswert. Er 
sicherte den Konzernen lediglich ihre auf der Grundlage der skandalösen Gewinngarantie 
kalkulierten Gewinne bis 2028. Der Finanzsenator hat den Konzernen voreilig den Abschied 
vergoldet. Damit hat er Millionenwerte verschleudert, die eigentlich den Berlinerinnen und 
Berlinern gehören.“ 

Auch Alexander Kraus, Vorstandsvorsitzender des BdSt kritisiert die Art des Rückkaufs: „Der 
Bund der Steuerzahler Berlin sieht in der Einschaltung der Berliner Staatsanwaltschaft die einzige 
Möglichkeit für eine Klärung der Frage, ob der Finanzsenator durch den frühzeitigen 
Anteilsrückkauf bereits vor Klärung der laufenden Gerichtsverfahren bewußt und ohne Zeitdruck 
geltendes Haushaltsrecht gebrochen hat. Durch die damalige Teilprivatisierung waren 
Finanzierungskosten für die Berliner Haushaltslöcher unzulässigerweise den Wasserkunden 
aufgebürdet worden, was die Preissenkungsverfügung des Bundeskartelamtes klar beweist. 
Nach der Auffassung des Steuerzahlerbundes hätte der Finanzsenator im Interesse des Landes 
abwarten müssen, ob die Gerichte diesen unsäglichen Zustand bestätigen und einer 
Preissenkung oder sogar Rückabwicklung den Weg ebnen, statt ihn zu zementieren.“ 

Holger Becker, der Pressesprecher des Verbandes Deutscher Grundstücksnutzer kritisiert 
ebenfalls die Vermögensgeschäfte: "Der voreilige Rückkauf der Anteile an den Berliner 
Wasserbetrieben widerspricht dem Volkswillen. Immerhin war es das Ziel des erfolgreichen 
Volksentscheids zum Berliner Wasser 2011, eine Rekommunalisierung herbeizuführen ohne den 
Konzernen unnötig Geld hinterherzuwerfen. Diesem gesetzgeberischen Auftrag ist die Exekutive 
nicht nachgekommen." 

In der Strafanzeige heißt es, aufgrund seines Verhaltens liege die Annahme nahe, dass der 
Senator seine Vermögensbetreuungspflicht verletzt und damit gegen den § 266 des 
Strafgesetzbuches verstoßen habe. In dem an die Staatsanwaltschaft gerichteten Text heißt es 
weiter: „Damit hat der für die Vermögensgeschäfte verantwortliche Senator Nußbaum entgegen 
seinem Amtseid nicht seine ganze Kraft » … dem Wohle des Volkes« gewidmet, sondern die 
privaten Anteilseigner geschont und damit den Berlinerinnen und Berlinern für 30 Jahre die 
Rückzahlung der gesamten nunmehr überhöhten Rückkaufsumme von über 1,2 Mrd. EUR durch 
weiterhin überhöhte Wasserpreise über einen ausgelagerten Sonderhaushalt aufgebürdet.“ 
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